LEV Landes-Elternvertretung 


   Ministerium für  Bildung, Kultur 
                   und Wissenschaft

der Grundschulen des Saarlandes

            Hohenzollernstraße 60  

    66117 Saarbrücken 

           - Der Vorsitzende - 




    Jörg Dammann, Grüner Flur 6,










     66564 Ottweiler-Steinbach        
Ottweiler, den 08.07.2005                 
Herrn

Ministerpräsident 

Peter Müller

Staatskanzlei Saarbrücken

Am Ludwigsplatz 14

66117 Saarbrücken

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

als Vorsitzender der Landeselternvertretung Grundschulen und im Auftrag zahlreicher Elternvertretungen aus allen Schulregionen unseres Landes wende ich mich heute ein zweites Mal an Sie, mit der Bitte, in die Bildungs-politik persönlich einzugreifen. Von dem Angebot Ihres Ressortministers Jürgen Schreier, konstruktiv mit den Eltern zusammen zu arbeiten, war bisher noch nicht viel zu spüren.

Eine riesige Unruhe in den Schulregionen, eine Klagewelle an der sich auch die Eltern beteiligen und eine Vielzahl von Problemen vor Ort sind die Konsequenzen einer kalten elternfernen Bildungspolitik.

Alle unsere Vorschläge und die Stellungnahmen wurden ohne Angaben von Gründen bisher abgelehnt. 

Die Krönung passierte nun bei der Stellungnahme zum Entwurf der Stundentafel. Bis heute konnte eine Stellungnahme dazu abgegeben werden. Herr Schreier hätte angeblich während der Schulleiterdienst-besprechung die Stundentafel bereits als beschlossene Sache verkündet.

Wir bedauern es sehr, dass die Umsetzung der Grundschulreform nicht in Zusammenarbeit mit den Eltern

geschieht. Hätte Ihr Ressortminister hin und wieder Kompromissbereitschaft gezeigt, wäre dies der Sache sicherlich hilfreicher gewesen. Hier geht es nicht um Personen, Parteipolitik oder Schikanen, es geht um 

das Beste für unsere Kinder.

Diesem Schreiben ist ein Forderungskatalog der Landeselternvertretung beigefügt. Er wurde aufgrund festgestellter Mängel in den Schulregionen erstellt.

Bei kritischem Hinschauen werden Sie schnell feststellen, das unsere Anliegen leicht umsetzbar sind.

Die Forderungen waren teilweise Bestandteil unserer Stellungnahmen, die ja bekanntlich - ohne Angaben von Gründen - abgelehnt wurden. 

Ein Anliegen hatten wir auch Ihnen unterbreitet. Es steht auch heute noch ganz oben auf unserer Wunschliste.

Es ist die Bitte, die Umsetzung der Grundschulreform bis zur Klärung aller örtlichen Probleme um ein Jahr auszusetzen. Mit örtlichen Problemen meinen wir Umbau- und Renovierungsmaßnahmen bis hin zu juristischen Entscheidungen eingereichter Klagen. Bitte unterstützen Sie uns bei unserem Bemühen, zu Beginn des neuen Schuljahres wieder Ruhe in die Schulregionen zu bringen.
Mit freundlichen Grüßen

Jörg Dammann







